
689 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII.GP 

28. 2. 1973 

Regierungsvorlage 

Protokoll 
zum Vertrag vom 15. Juni 1957 

zwischen 
der Republik Österreich und der Bundes­
republik Deutschland zur Regelung' ver­

mögensrechtlicher Beziehungen 

In dem Wunsche, die Durchführung des Ver­
trages zwischen der Republik österreich und der 
Bundesrepublik Deutschland zur Regelung ver­
mögensrechtlicher Beziehungen vom 15. Juni 
1957 (im folgenden als "Vermögensvertrag" be­
zeichnet)! abzuschließen, haben die Republik 
österreich und die Bundesrepublik Deutschland 
folgendeS vereinbart: 

Artikelt 

Streitigkeiten im Sinne des Artikels 99 des 
Vermögensvertrages können nur noch innerhalb 
einer Ausschlußfrist von (frei Monaten nach In­
krafttreten dieses Protokolls dem Schlichtungs­
ausschuß unterbreitet werden. 

Artikel 2 -

Die Ständige Kommission und mit ihr der 
SchlichtungsaussGlIUß sind mit Erledigung des 
letzten beim Schlichtungsausschuß anhängigen 
Verfahrens aufgelöst. 

Artikel 4 

Die Gerichte oder sonst zuständigen Behörden 
der beiden Vertragssta~ten haben im Verfahren 
über Streitigkeiten der in Artikel 99 des Ver­
mögensvertrages genannten Art den Artikel 11 0 
dieses Vertrages nur noch innerhab einer Frist 
von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Pro­
tokolls anzuwenden. 

Artikel 5 

Die im Teil V des Vermögensvertrages enthal­
tenen besonderen Verfahrensvorschriften sind 
von den Gerichten oder sonst zuständigen Be~ 
hörden der beiden Vertragsstaatenauf diejenigen 
Streitigk,eiten nicht mehr anzuwenden, die nach 
Maßgabe dieses Protokolls dem Schlichtungsaus­
schuß und dem Schiedsgericht nicht mehr unter­
breitet werden können. 

Artikel 6 

(1) Das Schiedsgericht wird zwölf Monate nach 
dem Inkrafttreten dieses Protokolls aufgelöst. 
Falls zwei Monate vor Ablauf dieser Frist noch 
Verfahren bei dem Schiedsgericht anhängig sind, 
können die Regierungen der beiden Vertrags­
staaten vereinbaren, daß das Schiedsgericht seine 
Tätigkeit für längstens weitere sechs Monate 
fortsetzt. 

. ' 

(2) Verfahren, die bei Auflösung des Schieds-
Artikel 3 gerichts bei diesem noch nicht erledigt sind, gehen 

... .. inder Lage, in der sie sich befinden, wieder in 
StreItigkeIten, dIe SIch aus der Ableh~~ng von die Zuständigkeit des Gerichts oder der sonst 

Begehren auf übertragung von Vermogen er- zuständigen Behörde über die das Schiedsgericht 
geben und die dem Schlichtungs ausschuß nach, befaßt hatte. - ' 
Maßgabe dieses Protokolls nicht mehr- zu- unter-

Artikel 7 breiten sind, können von demjenigen, der das 
Begehren gestellt 'hat, nur noch innerhalb einer 
Ausschlußfrist von sechs Monaten nach Empfang Unabhängig von der Auflösung des Schlich­
einer ablehnenden Erklärung des österreichischen tungsausschusses nimmt dessen GesdIäftsstelle die 
Bundesministeriums für Finanzen bei einem Ge- Aufgaben der Geschäftsstelle des SdIiedsgerichts 
richt oder einer sonst zuständigen Behörde an- (Artikel 113 des Vermögens'vertrages) bis zur Be­
hängig\ gemacht werden. _ endigung der Tätigkeit des _ Schiedsgerichts wahr. 

689 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 1 von 3

www.parlament.gv.at



2 689 der Beilagen 

Artikel 8 

Dieses Protokoll gilt auch fUr das Land Berlin, 
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber der Regierung der Repu­
blik österreich innerhalb von drei Monaten nach 
Inkrafttreten des Protokolls eine gegenteilige 
Erklärung abgibt. 

(2) Dieses Protokoll tritt zwei Monate nach 
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

ZU URKUND dessen haben die beiderseitigen 
Bevollmächtigten dies,es Protok.oll unterzeichnet 
und mit Siegeln versehen. . ' 

Artikel 9 

(1) Dieses Protokoll bedarf der Ratifizierung; 
die Ratifikationsurkunden sollen so bald wie 
möglich in Bonn ausgetauscht werden. 

GESCHEHEN in zwei Urschriften zu 'Wien, 
am 22. Feber 1973. 

Für die Republik österreich: 

Kirchschläger m. p. 

Für die Bundesrepublik Deutschland: 

Schirmer m. p. 

Erläuterungen 

I. Allgemeiner Teil 

Am 15. Juni 1957 ,wurde der Vertrag zwischen 
der Republik österreich und der Bundesrepu­
blik Deutschland zur Regelung vermögensrecht­
licher Beziehungen (Vermögensvertrag) unter­
zeichnet. Dieser Vertrag sollte die vermögens­
rechtlichen Härten, die sich aus der Anwendung 
von Artikel 22 und Artikel 23 Absatz 3 des 
Staatsvertrages für einzelne Staatsbürger der 
Republik österreich oder der Bundesrepublik 
Deutschland ergaben, auf ein gewisses Maß be­
schränken. 

Zur Durchführung des genannten Vertrages 
wurden neben einer für die administrative Ab-' 
wicklung des Vertrages geschaffenen Ständigen 
Kommission auch zwei Schiedsorgane vqrge­
sehen, nämlich der Schlichtungsausschuß und das 
Schiedsgericht, an die sich die Betroffenen mit, 
ihren streitigen Vermögensansprüchen wenden 
konnten. 

Da kaum mehr zu erwarten ist, daß noch 
Vermögensstreitigkeiten gemäß dem gegenständ­
lichen Vertrag an die vorgenannten beiden 

. Schiedsorgane herangetragen werden und die bei­
den Schiedsorgane somit ihre Aufgabe erfüllt 
haben, haben die die Ständige Kommission bil­
denden Vertreter der Republik österreich und 
der Bundesrepublik Deutschland gemeinsam ein 
Protokoll entworfen, das die Beendigung:der 
Tätigkeit der Ständigen Kommission sowie 'der 
beiden Schiedsorgane regelt und somit die Durch­
führung des genannten Vertrages abschließt. 

Dieses Protokoll zum Vertrag vom 15. Juni 
1957 zwischen der Republik österreich und der 
Bundesrepublik Deutschland zur Regelung ver­
mögensrechtlicher Beziehungen, wurde am 

22. Feber 1973 in Wien durch den Bundesmini­
ster für Auswärtige Angelegenheiten, Dr. Rudolf 
Kirchschläger, und durch den Botschafter der 
Bundesrepublik Deutschland, Dr. Hans Schirmer, 
unterzeich~et. 

H. Besonderer Teil 

Zu Artikelt: 

Streitigkeiten über Rechte oder Ansprüche, auf 
deren ~eltendmachung, Bestand oder Umfang 
Bestimmungen des Vermögensvertrages Anwen­
dung finden oder deren Geltendmachung erst 
durch die Bestimmungen des Vermögensvertra­
ges ermöglicht wurden, können nur noch inner­
halb einer Ausschlußfrist von drei Monaten nach 
Inkrafttreten des Protokolls dem Schlichtungs­
ausschuß unterbreitet werden. 

Zu Artikel 2: 

Die Ständige Kommission wird gleichzeitig mit 
dem Schlichtungsausschuß aufgelöst, und zwar 
mit Erledigung des letzten, beim Schlichtungs~ 
ausschuß noch anhängigen Verfahrens . 

Zu Artikel 3: 

Lehnt das Bundesmi~isterium für Finanzen 
ein Begehren auf übertragungvqn Vermögen 
ab und besteht nach Maßgabe des Protokolls 
nicht mehr die Möglichkeit, auf Grund dieser 
Ablehnung den Schlichtungsausschuß zu befassen, 
so kann derjenige, der das Begehren gestellt hat, 
den Streitfall nur noch innerhalb einer Aus­
schlußfrist von sechs Monaten bei einem Gericht 
oder einer sonst zuständigen Behörde anhängig 
machen. 
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Zu Artikel 4: 

Gerichte oder sonst zuständige Behörden 
haben im Verfahren über Streitigkeiten im Sinne 
des Artikels 1 mir noch innerhalb einer Frist 
von sechs Monaten nach Inkrafttrete~ des Proto­
kolls das Verfahren mit begründetem Beschluß 
auszusetzen oder zu unterbrechen und die Akten 
dem Schiedsgericht vorzulegen, wenn eine Frage 
zu entscheiden ist, für die eine Zuständigkeit des 
Scliiedsgerich~es gegeben ist. 

Zu ArtikelS: 

Teil V des Vermögensvertrages handelt von 
der Ständigen Kommission, dem Schlichtungs aus­
schuß und dem Schiedsgericht und enthält be­
sondere Verfahrensvorschriften. Diese besonde­
ren Verfahrensvorschriften sind von den Gerich­
ten oder sonst zuständigen Behörden der bei­
den Vertragsstaaten auf alle diejenigen Streitig­
keiten nicht mehr anzuwenden, mit denen nach 
Maßgabe des Protokolls der Schlichtungsausschuß 
und das Schiedsgericht nicht mehr befaßt wer­
den können. 

Zu Artikel 6: 

. Zwölf Monate nach Inkrafttreten des Proto­
kolls wird das Schiedsgericht aufgelöst. Um dem 

Schiedsgericht eine sorgfältige Behandlung der­
jenigen Fälle zu erleichtern, die ihm möglicher­
weise noch kurz vor seiner Auflösung zur Ent­
scheidung vorgelegt werden, können die Regie­
rungen der beiden Vertragsstaaten vereinbaren, 
daß das Schiedsgericht für längstens sechs weitere 
Monate bestehen bleibt. 

Zu Artikel 7: 

Die Gemeinsame Geschäftsstelle des Schlich­
tungsausschusses, die gemäß Vermögensvertrag 
auch als Geschäftsstelle des Schiedsgerichtes fun­
giert, soll nach der Auflösung des Schlichtungs­
ausschusses weiterhin dem Schiedsgericht bis zu 
dessen Auflösung als Geschäftsstelle dienen. 

Zu Artikel 8: 

Dieser Artikel enthält die Berlinklausel. 

Zu Artikel 9: 

Ebenso wie der Vermögensvertrag seinerzeit 
der Ratifizierung bedurfte, so wird auch das 
Protokoll, mit dem die Durchführung des Ver-

"mögensvertrages abgeschlossen wird, zu ratifi­
zieren sein. Die Ratifikationsurkunden sollen in 
Bonn ausgetauscht werden und das Protokoll 
soll zwei Monate darnach in Kraft treten. 
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